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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  in welcher Fassung die „Verwaltungsvereinbarung über vereinfachte Regelun-
gen und einheitliche Pauschalen für die Abrechnung von Unterstützungseinsät-
zen“ für die Abrechnung der Kosten für Polizeieinsätze in beziehungsweise für 
andere Bundesländer oder den Bund gilt beziehungsweise welche Vorschrift 
andernfalls diesbezüglich vorrangig einschlägig ist;

2.  inwiefern die Regelungen und Kostensätze in den letzten drei Jahren Änderun-
gen erfahren haben;

3.  welche Kostensätze aktuell als Berechnungsgrundlage für die Kostenerstattung 
gelten, zumindest unter Darstellung der Kostensätze gemäß der Anlage zur 
Verwaltungsvereinbarung (Einsatzbedingte Mehrkosten), der Kostensätze des 
Bundes nach Artikel 3 Absatz 4 der oben genannten Verwaltungsvereinbarung 
sowie unter Darstellung der Erstattungskostensätze der Bundespolizei (orien-
tiert an den Anlagen der Drucksache 16/2564);

4.  mit welchen Bundesländern, gegebenenfalls dem Bund, insoweit abweichende 
Vereinbarungen bestehen;

5.  in welcher Höhe in den letzten drei Jahren jeweils Zahlungen für Einsätze an 
andere Länder oder den Bund geleistet wurden, zumindest unter Darstellung, 
auf welcher jeweiligen Grundlage – so beispielsweise Betriebskosten, Verpfle-
gungskosten, DuZ-Zulagen oder Entschädigungen für Führungs- und Einsatz-
mittel – diese Zahlungen in jeweiliger Höhe je Jahr geleistet wurden; 

Antrag
der Abg. Julia Goll u. a. FDP/DVP

und

Stellungnahme
des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen

Verwaltungsvereinbarung zur Kostenerstattung von Polizei-
kräften sowie die Auswirkung auf das Land und seine Poli-
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 6.  in welcher Höhe im gleichen Zeitraum der Bund oder die Länder Erstattun-
gen an Baden-Württemberg geleistet haben, zumindest unter Darstellung, auf  
welcher jeweiligen Grundlage – so beispielsweise Betriebskosten, Verpfle-
gungskosten, DuZ-Zulagen oder Entschädigungen für Führungs- und Einsatz-
mittel – diese Zahlungen in jeweiliger Höhe je Jahr geleistet wurden;

 7.  wie sie es vor dem Hintergrund der von der Landespolizei geleisteten Über-
stunden bewertet, dass deutlich mehr Unterstützung an Bund oder Länder ge-
leistet wurde, als in Anspruch genommen wurde, zumindest unter Darstellung 
des Anteils der Einsatzstunden, die im Rahmen von geleisteter Unterstützung 
als reguläre Arbeitszeit bzw. Überstunde/Überstunden angefallen sind;

 8.  wie hoch die Zulage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten (DuZ) aktuell ge-
nau ist;

 9.  in welcher Höhe eine Diskrepanz besteht zwischen der vom Land erhaltenen 
Erstattung für Einsätze von Polizeieinsätzen und der an die Polizeibeamten 
gezahlten Zulagen für jene Einsätze, beispielsweise für DuZ;

10.  inwieweit dem Land hier ein „Überschuss“ entstanden ist durch die verhält-
nismäßig höhere Erstattung durch den Bund oder die Länder und der ver-
gleichsweise ggf. geringeren Entschädigung der eigenen Beamten;

11.  inwieweit geplant ist, die ggf. bestehende Diskrepanz mittels Sonderzahlun-
gen an betroffene Beamte auszugleichen, zumindest unter Darstellung des für 
die Entscheidung maßgeblichen Für und Wider;

12.  inwieweit sie der These zustimmt, wonach es für andere Bundesländer finan-
ziell und strategisch opportun sein könnte, eigene Bestände und Kapazitäten 
bei der Polizei (Personal und Ausrüstung) zurückzufahren und verstärkt leis-
tungsbereite Länder oder den Bund um Unterstützung zu bitten.

18.7.2024

Goll, Weinmann, Haußmann, Dr. Timm Kern, Bonath, Brauer, Fink-Trauschel, 
Fischer, Heitlinger, Dr. Jung, Reith, Scheerer, Dr. Schweickert FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Die im Antrag aufgeführten Fragen, die Rechtsgrundlagen, Erstattungssätze und 
ggf. strategischen Überlegungen anderer Bundesländer, lieber Beamte zu „leihen“, 
als selbst vorzuhalten, sind unmittelbar klärungsbedürftig.
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 13. August 2024 Nr. IM3-0141.5-468/40/14 nimmt das Mi-
nisterium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen zu dem Antrag wie 
folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen 
zu berichten,

1.  in welcher Fassung die „Verwaltungsvereinbarung über vereinfachte Regelun-
gen und einheitliche Pauschalen für die Abrechnung von Unterstützungseinsät-
zen“ für die Abrechnung der Kosten für Polizeieinsätze in beziehungsweise für 
andere Bundesländer oder den Bund gilt beziehungsweise welche Vorschriften 
andernfalls diesbezüglich vorrangig einschlägig ist;

Zu 1.:

Aktuell wird die Verwaltungsvereinbarung über vereinfachte Regelungen und 
einheitliche Pauschalen für die Abrechnung von Unterstützungseinsätzen vom  
26. April 2007 unter Berücksichtigung der Verwaltungsvereinbarung zur Ände-
rung der Verwaltungsvereinbarung über vereinfachte Regelungen und einheitliche 
Pauschalen für die Abrechnung vom 6. September 2013 angewendet.

2.  inwiefern die Regelungen und Kostensätze in den letzten drei Jahren Änderun-
gen erfahren haben;

Zu 2.:

Nachfolgend sind die Kostensätze des Bundes nach Artikel 3 Absatz 4 der Ver-
waltungsvereinbarung aufgeführt:

1 siehe § 4 EZulV

 

 
Vergütung der Mehrarbeit ab 1.4.2021 ab 1.4.2022 ab 1.3.2024 
A 5 bis A 8 16,08 €/h 16,37 €/h 18,22 €/h 
A 9 bis A 12 22,09 €/h 22,49 €/h 25,03 €/h 
A 13 bis A 16 30,41 €/h 30,96 €/h 34,46 €/h 

 
Zulage für Dienst zu un-
günstigen Zeiten 

ab 1.4.2021 ab 1.4.2022 ab 1.3.2024 

an Sonntagen und gesetzli-
chen Wochenfeiertagen1 

5,57 €/h 5,67 €/h 6,31 €/h 

an Samstagen von  
13:00 Uhr bis 20:00 Uhr 

1,32 €/h 
 

1,34 €/h 1,49 €/h 

an Werktagen (Mo. bis Sa.) 
von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr 

2,62 €/h 2,67 €/h 2,97 €/h 
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2  50 % vom Satz für Frühstück und Abend (ohne 50 % Erschwerniszuschuss); Gewährung bei 
Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen

3  25 % vom Verpflegungsgeldtagessatz (ohne 50 % Erschwerniszuschuss); Gewährung bei Vor-
liegen der entsprechenden Voraussetzungen

3.  welche Kostensätze aktuell als Berechnungsgrundlage für die Kostenerstattung 
gelten, zumindest unter Darstellung der Kostensätze gemäß der Anlage zur 
Verwaltungsvereinbarung (Einsatzbedingte Mehrkosten), der Kostensätze des 
Bundes nach Artikel 3 Absatz 4 der oben genannten Verwaltungsvereinbarung 
sowie unter Darstellung der Erstattungskostensätze der Bundespolizei (orien-
tiert an den Anlagen der Drucksache 16/2564);

Zu 3.:

Die aktuellen Kostensätze können analog zur Beantwortung der Drucksache 
16/2564 den Anlagen dieser Drucksache entnommen werden.

4.  mit welchen Bundesländern, gegebenenfalls dem Bund, insoweit abweichende 
Vereinbarungen bestehen;

Zu 4.:

Vereinbarungen im Sinne der Fragestellung bestehen mit Bayern, Hessen und 
Rheinland-Pfalz sowie mit dem Bundesministerium des Innern und für Heimat.

5.  in welcher Höhe in den letzten drei Jahren jeweils Zahlungen für Einsätze an 
andere Länder oder den Bund geleistet wurden, zumindest unter Darstellung, 
auf welcher jeweiligen Grundlage – so beispielsweise Betriebskosten, Verpfle-
gungskosten, DuZ-Zulagen oder Entschädigungen für Führungs- und Einsatz-
mittel – diese Zahlungen in jeweiliger Höhe je Jahr geleistet wurden;

Zu 5.:

Für länderübergreifende Unterstützungseinsätze gibt es keine strukturierte Er-
fassung der einzelnen Positionen der Abrechnung. Es werden ausschließlich die 
Gesamtsummen der Abrechnungen erfasst. Eine händische Auswertung konnte 
jedoch aufgrund der geringen Anzahl an Abrechnungen erfolgen. Die Höhe der 
in den letzten drei Jahren (Jahre 2021 bis 2023) geleisteten Zahlungen für Ein-
sätze an andere Länder und den Bund kann nachfolgender Übersicht entnommen 
werden:

 

 

 
Einsatzverpflegung/ 
Höchstbeträge 

ab 1.1.2021 ab 1.1.2022 ab 1.1.2023 ab 1.1.2024 

Frühstück (inkl. 50 %  
Erschwerniszuschuss) 

2,15 € 2,19 € 2,34 € 3,25 € 

Mittag (inkl. 50 %  
Erschwerniszuschuss) 

4,07 € 4,17 € 4,44 € 6,20 € 

Abend (inkl. 50 %  
Erschwerniszuschuss) 

4,07 € 4,17 € 4,44 € 6,20 € 

Verpflegungsgeldtagessatz 
(inkl. 50 % Erschwerniszu-
schuss) 

10,29 € 10,53 € 11,22 € 15,65 € 

Nachtverpflegungszuschuss2 2,07 € 2,12 € 2,26 € 3,15 € 
Erfrischungszuschuss3 1,71 € 1,76 € 1,87 € 2,61 € 
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Angaben in Euro
1 Tagespauschale für Einsatzschäden, Geschäftsbedarf etc.
2 Dienst zu ungünstigen Zeiten
3 Führungs- und Einsatzmittel 

6.  in welcher Höhe im gleichen Zeitraum der Bund oder die Länder Erstattungen 
an Baden-Württemberg geleistet haben, zumindest unter Darstellung, auf wel-
cher jeweiligen Grundlage – so beispielsweise Betriebskosten, Verpflegungs-
kosten, DuZ-Zulagen oder Entschädigungen für Führungs- und Einsatzmittel 
– diese Zahlungen in jeweiliger Höhe je Jahr geleistet wurden;

Zu 6.:

Für länderübergreifende Unterstützungseinsätze gibt es keine strukturierte Er-
fassung der einzelnen Positionen der Abrechnung. Es werden ausschließlich die 
Gesamtsummen der Abrechnungen erfasst. Eine händische Auswertung ginge mit 
unverhältnismäßigen Aufwänden einher und ist in der für die Bearbeitung parla-
mentarischer Anfragen zur Verfügung stehenden Zeit nicht leistbar. Eine stich-
probenhafte Auswertung einzelner Abrechnungen beim Polizeipräsidium Einsatz 
zeigt, dass dort im Durchschnitt etwa 13 % der Erstattungen auf Einsatzmittel  
(u. a. Führungs- und Einsatzmittel, Kfz) und ca. 87 % auf Personalkosten (u. a. 
Mehrarbeitsvergütung, Dienst zu ungünstigen Zeiten) entfallen. Es wird allerdings 
darauf hingewiesen, dass die Prozentwerte lediglich als grobe Richtwerte gesehen 
werden können, da die Erstattungen sowie die Verteilung auf die einzelnen Positio-
nen vom jeweiligen Einsatzort, der Einsatzzeit sowie der Einsatzart und den erfor-
derlichen Führungs- und Einsatzmitteln abhängig sind.

Die Höhe der in den letzten drei Jahren (Jahre 2021 bis 2023) von Bund und Län-
dern an Baden-Württemberg geleisteten Zahlungen belaufen sich insgesamt auf 
8 366 252 Euro. Weitere Details können der nachfolgenden Übersicht entnommen 
werden:

7.  wie sie es vor dem Hintergrund der von der Landespolizei geleisteten Über-
stunden bewertet, dass deutlich mehr Unterstützung an Bund oder Länder ge-
leistet wurde, als in Anspruch genommen wurde, zumindest unter Darstellung 
des Anteils der Einsatzstunden, die im Rahmen von geleisteter Unterstützung 
als reguläre Arbeitszeit bzw. Überstunde/Überstunden angefallen sind;

Zu 7.:

Eine strukturierte Erfassung bzw. Unterscheidung von regulärer Arbeitszeit 
und Mehrarbeitsstunden im Zusammenhang mit länderübergreifenden Unter-
stützungseinsätzen im Sinne der Fragestellung findet nicht statt. Eine händische 
Auswertung ginge mit unverhältnismäßigen Aufwänden einher und ist in der für 
die Bearbeitung parlamentarischer Anfragen zur Verfügung stehenden Zeit nicht 
leistbar.

 

 

 
 

Ein-
satz-
jahr 

Tages-
pau-

schale1 

Mehrarbeits-
vergütung 

DuZ2 Reise-
kosten 

Ver-
pfle-
gung 

KfZ FEM3 Summe 

2021 576,30 71.970,94 19.789,46 0,00 401,84 14.917,68 0,00 107.656,22 
2022 644,30 113.085,77 23.555,57 1.400,00 0,00 13.124,92 2.550,00 154.360,56 
2023 34,00 2.344,09 569,41 50,40 0,00 2,744,50 0,00 5.742,40 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einsatzjahr Summe in Euro 
2021 3.539.085 
2022 1.833.900 
2023 2.993.267 
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Gemäß § 124 Absatz 2 Polizeigesetz Baden-Württemberg ist einer Anforderung 
von Polizeibeamtinnen und -beamten durch ein anderes Land zu entsprechen, so-
weit nicht die Verwendung der Polizeibeamtinnen und -beamten im eigenen Land 
dringender ist als die Unterstützung der Polizei des anderen Landes. Unter dieser 
Maßgabe unterstützt die Landespolizei Baden-Württemberg mit eigenen Kräften 
im Solidarverbund der Länder punktuell und unter strikter Abwägung der eigenen 
Einsatzlagen mit den Einsatzanlässen in anderen Ländern.

Es ist festzuhalten, dass die Polizei Baden-Württemberg in den vergangenen 
drei Jahren mehr Unterstützung geleistet hat, als fremde Unterstützung benötigt  
wurde. Möglich ist dies zum einen dadurch, dass die Polizei des Landes stets 
bestrebt ist, besondere Belastungsspitzen durch vorausschauendes Einsatz- und 
Kräftemanagement auszugleichen, zum anderen dürfte dies aber auch daran ge-
legen haben, dass in Baden-Württemberg zufallsbedingt weniger kräfteintensive 
Großlagen auftraten, die eine Unterstützung durch andere Länder oder den Bund 
erforderlich gemacht hätten.

Regelmäßig ereignen sich im gesamten Bundesgebiet besondere (Groß-)Lagen 
oder sonstige sicherheitsrelevante Ereignisse, bei denen die Polizei zahlreiche 
Kräfte zur Einsatzbewältigung einsetzen muss. Dabei sind die Polizeien der Län-
der regelmäßig auf gegenseitige Unterstützung angewiesen, die ein tragendes So-
lidarprinzip in der bundesdeutschen Sicherheitsarchitektur darstellt. Seit Jahren 
leistet die baden-württembergische Polizei daher bei solchen Einsatzlagen auch 
über die eigene Landesgrenze hinweg Unterstützung mit Kräften und Führungs- 
und Einsatzmitteln. Nur durch gegenseitige Unterstützung kann die gesamtdeut-
sche Einsatzlage erfolgreich bewältigt werden.

Vor diesen Hintergründen bewertet die Landesregierung die Unterstützungspraxis 
als sachgerecht und einsatztaktisch notwendig.

Bezüglich der Mehrarbeitsstunden der Landespolizei sowie der Einsatzstunden 
des Polizeipräsidiums Einsatz im Rahmen von länderübergreifenden Unterstüt-
zungseinsätzen wird auf die Drucksache 17/6404 verwiesen.

8.  wie hoch die Zulage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten (DuZ) aktuell genau 
ist;

Zu 8.:

Die Zulage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten beträgt gemäß § 5 der Erschwer-
niszulagenverordnung (EZulVOBW) für den Nachtdienst 1,28 Euro je Stunde, 
für Sonn- und Feiertagsdienst 3,81 Euro je Stunde, für Samstagnachmittagsdienst 
0,64 Euro je Stunde und für Dienst an den Samstagen vor Ostern und Pfingsten 
nach 12 Uhr sowie am 24. und 31. Dezember jeden Jahres nach 12 Uhr 3,81 Euro 
je Stunde.

Gemäß § 4 EZulVOBW erhalten Empfänger, die dem Polizeivollzugsdienst an-
gehören, wenn sie mit mehr als fünf Stunden im Kalendermonat zum Dienst zu 
ungünstigen Zeiten herangezogen werden, anstelle einer Zulage für Dienst zu un-
günstigen Zeiten eine Zulage für lageorientierten Dienst.

Die Zulage für den lageorientierten Dienst beträgt gemäß § 6 EZulVOBW für 
den Nachtdienst in den donnerstags, freitags und samstags und vor gesetzlichen 
Feiertagen beginnenden Nächten 2,91 Euro je Stunde, in den übrigen Nächten 
1,28 Euro je Stunde, für Sonn- und Feiertagsdienst 3,81 Euro je Stunde, für Sams-
tagnachmittagsdienst 0,77 Euro je Stunde und für Dienst an den Samstagen vor 
Ostern und Pfingsten nach 12 Uhr sowie am 24. und 31. Dezember jeden Jahres 
nach 12 Uhr 3,81 Euro je Stunde.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 7184

7

 9.  in welcher Höhe eine Diskrepanz besteht zwischen der vom Land erhaltenen 
Erstattung für Einsätze von Polizeieinsätzen und der an die Polizeibeamten 
gezahlten Zulagen für jene Einsätze, beispielsweise für DuZ;

10.  inwieweit dem Land hier ein „Überschuss“ entstanden ist durch die verhält-
nismäßig höhere Erstattung durch den Bund oder die Länder und der ver-
gleichsweise ggf. geringeren Entschädigung der eigenen Beamten;

11.  inwieweit geplant ist, die ggf. bestehende Diskrepanz mittels Sonderzahlungen 
an betroffene Beamte auszugleichen, zumindest unter Darstellung des für die 
Entscheidung maßgeblichen Für und Wider;

Zu 9., 10. und 11.:

Aufgrund des Sachzusammenhangs wird zu den Ziffern 9, 10 und 11 gemeinsam 
Stellung genommen.

In der folgenden Tabelle sind die vom Land erhaltenen Erstattungen für Dienst 
zu ungünstigen Zeiten sowie die gezahlte Zulage in Form von lageorientiertem 
Dienst an die Polizeibeamtinnen und -beamten gegenübergestellt.

1  Nachtdienst in den donnerstags, freitags und samstags und vor gesetzlichen Feiertagen begin-
nenden Nächten 2,91 €/h

Für länderübergreifende Unterstützungseinsätze gibt es keine strukturierte Erfas-
sung, für welche Einsatzstunden die Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten 
geleistet wird. Eine händische Auswertung ginge mit unverhältnismäßigen Auf-
wänden einher und ist in der für die Bearbeitung parlamentarischer Anfragen zur 
Verfügung stehenden Zeit nicht leistbar.

Die Verwaltungsvereinbarung wurde zwischen den Ländern und dem Bund ge-
schlossen, um das Abrechnungsverfahren von Unterstützungseinsätzen insgesamt 
zu vereinfachen. Um die Abrechnung möglichst einheitlich und übersichtlich zu 
gestalten, werden daher von allen Ländern pauschal die Kostensätze des Bun-
des zugrunde gelegt (vgl. Artikel 3 Absatz 4 und 5 der Verwaltungsvereinbarung 
über vereinfachte Regelungen und einheitliche Pauschale für die Abrechnung von 
Unterstützungseinsätzen). Eine Verwendung von pauschalen Kostensätzen führt 
zwangsläufig dazu, dass diese in einzelnen Bereichen eventuell intern festgelegte 
Kostensätze bzw. die tatsächlichen Aufwendungen unter- oder überschreiten. Bei 
einer Gegenüberstellung des Erstattungsbetrages und der tatsächlich entstandenen 
Kosten müssten demnach alle Kostenpositionen betrachtet werden, die im Zusam-
menhang mit dem Einsatz stehen. Eine separate Betrachtung einzelner Kostenpo-
sitionen, wie beispielsweise lediglich die Zulagen für den Dienst zu ungünstigen 
Zeiten, ergibt kein aussagekräftiges Gesamtbild. Darüber hinaus ist in der o. g. 
Verwaltungsvereinbarung geregelt, dass lediglich die einsatzbedingten Mehrkos-
ten abgerechnet werden, wie beispielsweise für Mehrarbeit oder Fahrtkosten. Die 
regulären Personalkosten trägt das Land selbst.

Die Höhe der Zulage für lageorientierten Dienst orientiert sich sachgemäß an den 
jeweiligen Zeiten, zu denen der Dienst verrichtet wird, und nicht an dem Ort, an 
welchem der Dienst erfolgte. Eine solche Regelung würde dem Gleichheitsprinzip 
und damit der einheitlichen und gleichberechtigten Behandlung der Beamtinnen 

 

 

 

 
 
 Bund 

§ 4 EZulV 
LoD 
§ 6 EZulVOBW 

Diffe-
renz 

an Sonntagen und gesetzlichen Wochen-
feiertagen 

6,31 €/h 3,81 €/h 2,50 € 

an Samstagen von 13:00 Uhr bis 20:00 Uhr 1,49 €/h 0,77 €/h 0,72 € 
an Werktagen (Mo. bis Sa.) von 20:00 Uhr 
bis 6:00 Uhr 

2,97 €/h 1,28 €/h1 1,69 € 

an den Samstagen vor Ostern und Pfings-
ten nach 12 Uhr sowie am 24. und 31. De-
zember jeden Jahres nach 12 Uhr 

6,31 €/h 3,81 €/h 2,50 € 
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und Beamten widersprechen. Es kann nicht darauf ankommen, ob eine dienst-
liche Verwendung nach der o. g. Verwaltungsvereinbarung abgerechnet wird oder 
nicht.

Zudem erhält das Land Baden-Württemberg für den Einsatz der Beamtinnen und 
Beamten in anderen Ländern aufgrund der Verwaltungsvereinbarung zwar die 
Zulagenbeträge nach den Kostensätzen des Bundes, allerdings sind die Beträge 
für die Zahlungen der Zulage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten bzw. der Zu-
lage für den lageorientierten Dienst, die in Baden-Württemberg ausgezahlt wer-
den, in der Erschwerniszulagenverordnung geregelt. Für den Einsatz in anderen 
Ländern sind keine gesonderten, anderen Beträge vorgesehen. Somit ist auch eine 
gesetzliche Grundlage für eine solche Auszahlung nicht gegeben.

Eine Sonderzahlung für die betroffenen Beamtinnen und Beamten ist daher nicht 
vorgesehen.

12.  inwieweit sie der These zustimmt, wonach es für andere Bundesländer finan-
ziell und strategisch opportun sein könnte, eigene Bestände und Kapazitäten 
bei der Polizei (Personal und Ausrüstung) zurückzufahren und verstärkt leis-
tungsbereite Länder oder den Bund um Unterstützung zu bitten.

Zu 12.:

Der Landesregierung liegen zu der in Rede stehenden These keinerlei Erkennt-
nisse vor. Im Übrigen wird auf die Stellungnahme zu Ziffer 7 verwiesen.

In Vertretung

Blenke
Staatssekretär
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